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beit sind auch Richter einbezogen. Die Zyklen der 
Frauenakademien zu Familienfragen finden großen 
Zuspruch; auch in den zahlreichen öffentlichen Frauen­
versammlungen wurde die kontinuierliche, vielseitige 
Behandlung der Probleme der Familie begrüßt.
Die Vorstände des DFD nahmen ferner verstärkt darauf

Einfluß, die Tätigkeit der Ehe- und Familienberatungs­
stellen bei den Frauen bekanntzumachen.
Die Erfahrungen zeigen, daß diese enge Zusammen­
arbeit zwischen den Gerichten und den Bezirks- und 
Kreisvorständen des DFD die Effektivität der Fami­
lienpolitik und des Familienrechts fördert.

Aus anderen sozialistischen Landern

Die Rechtspropaganda — ein wichtiger Bestandteil 
der kommunistischen Erziehung der Sowjetbürger
Am 21. September 1972 fand in Moskau eine gemein­
same Sitzung der Kommissionen für Gesetzgebungsvor­
schläge des Unionssowjets und des Nationalitäten­
sowjets des Obersten Sowjets der UdSSR zu Fragen 
der Rechtspropaganda statt.
Die Bedeutung der von den Kommissionsvorsitzenden 
Kapitonow und Käbin geleiteten Beratung wurde da­
durch unterstrichen, daß an ihr der Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Präsidiums des Obersten Sowjets der 
UdSSR, Schumauskas, der Vorsitzende des Unions­
sowjets, Schitikow, die Vorsitzende des Nationalitäten­
sowjets, Nasriddinowa, der Sekretär des Präsidiums 
des Obersten Sowjets der UdSSR, Georgadse, der Ge­
neralstaatsanwalt der UdSSR, Rudenko, der Vorsitzende 
des Obersten Gerichts der UdSSR, Smirnow, verant­
wortliche Funktionäre des Zentralkomitees der KPdSU, 
des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR, des 
Ministerrates der UdSSR und leitende Mitarbeiter einer 
Reihe von Ministerien und Dienststellen teilnahmen.
Ausgehend von der Aufgabenstellung des XXIV. Par­
teitages der KPdSU, wurde in der Beratung heraus­
gearbeitet, welche Bedeutung Rechtserziehung und 
Rechtspropaganda für die Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und der Rechtsordnung in der UdSSR 
haben. Das einleitende Referat zum Thema „Der Stand 
der Arbeit auf dem Gebiet der Propagierung der So­
wjetgesetze unter der Bevölkerung“ hielt der Minister 
der Justiz der UdSSR, T er eb il o w.
Die nachstehende Kurzfassung dieses Referats ist einem 

\ Bericht über die Sitzung vom 21. September 1972 ent­
nommen, der in „Sowjetstaat und Sowjetrecht“ 1973, 
Heft 1, S. 3 ff., veröffentlicht ist.
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Es ist von größter Bedeutung für die Erfüllung der 
Aufgaben des Sowjetstaates, daß in jedem Bürger das 
Gefühl der hohen staatsbürgerlichen Verantwortung, 
der Achtung der Gesetze und Regeln des sozialistischen 
Zusammenlebens erweckt wird. Hierbei handelt es sich 
um die Rechtserziehung aller Sowjetbürger — eine Auf­
gabe, die von allen staatlichen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Organisationen ’ verwirklicht werden 
muß und deren Durchführung die Anwendung neuer 
und effektiverer Formen und Methoden verlangt. 
Unter Führung der Parteiorgane haben viele staatliche, 
wirtschaftliche, gesellschaftliche und juristische Organe 
und Organisationen in den letzten anderthalb bis zwei 
Jahren ihre Tätigkeit zur Rechtserziehung der Werk­
tätigen merklich aktiviert. Dennoch weist diese Arbeit 
noch viele Mängel auf, und viele Aufgaben sind noch 
ungelöst.
Eines der Hauptprobleme der Rechtserziehung der Bür­
ger ist die Rechtserziehung der Jugend. Einen großen 
Beitrag zur Lösung dieser Aufgabe haben das Mini­
sterium für Volksbildung der UdSSR, das Staatliche

Komitee für Berufsbildung beim Ministerrat der UdSSR 
und das Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 
der UdSSR zu leisten. Bis vor kurzem fanden Fragen 
der Rechtserziehung nicht den ihnen gebührenden Platz 
in den Lehrplänen der Schulen, der Lehranstalten und 
Hochschulen. Jetzt hat sich diese Sachlage gebessert. Das 
Ministerium für Volksbildung der UdSSR trifft Maß­
nahmen zur Intensivierung des Studiums der Grund­
lagen des Sowjetrechts in den allgemeinbildenden Schu­
len, pädagogischen Lehranstalten und Instituten. Auf 
Grund eines gemeinsamen Beschlusses des Staatlichen 
Komitees für Berufsbildung und des Kollegiums des 
Ministeriums der Justiz der UdSSR wurde bereits im 
Unterrichtsjahr 1972/73 das Pflichtfach „Grundlagen des 
Sowjetrechts“ in den Berufsschulen eingeführt. Ein ent­
sprechender Lehrplan wurde ausgearbeitet und die Her­
ausgabe von Lehrbüchern wird vorbereitet. Darüber 
hinaus werden außerschulische Erziehungsmaßnahmen 
in Angriff genommen.
Große Bedeutung kommt der Rechtserziehung der Stu­
denten zu. Die heutigen Studenten sind die künftigen 
Leitungskader der Produktion und Mitarbeiter des Ver­
waltungsapparates, die entsprechend ihrer Tätigkeit 
tagtäglich Fragen rechtlichen Charakters zu lösen ha­
ben werden. Das Niveau der Rechtserziehung der Hoch­
schulabsolventen läßt jedoch noch zu wünschen. übrig. 
In den Lehrplänen zahlreicher Hochschulen ist nicht 
vorgesehen, die Studenten mit den notwendigen Rechts­
begriffen bekannt zu machen. Beispielsweise wird selbst 
dort, wo das Studium der Grundlagen der Arbeitsge­
setzgebung in den Lehrplänen vorgesehen ist, wenig 
Zeit dafür aufgewendet. Nicht überall geht die Rechts­
erziehung über die Hörsäle hinaus. Das Bestreben, für 
die Ausbildung ausgezeichneter Mathematiker und Phy­
siker, Chemiker und Biologen soviel Zeit wie nur mög­
lich aufzuwenden, ist durchaus verständlich; es ist aber 
auch wichtig, die Studenten zu Patrioten unseres Vater­
landes zu erziehen, die die Gesetze ihres Landes ken­
nen und achten. Dazu bedarf es einer ausreichenden 
Ausbildung auf dem Gebiet des Rechts.
Die rechtserzieherische Arbeit unter der Jugend be­
schränkt sich nicht nur auf die Lehranstalten. Eine 
große Rolle spielen der Komsomol, die Gewerkschaften 
und natürlich die Erziehung in der Familie. Das Zen­
tralkomitee des Komsomol widmet den Fragen der Her­
ausbildung des sozialistischen Rechtsbewußtseins der 
Jugend besondere Aufmerksamkeit. In den meisten 
Komsomolkomitees wurden dazu besondere Beschlüsse 
gefaßt und Perspektivpläne zur Verbreitung von Rechts­
kenntnissen und zur Rechtserziehung der Jugend aus­
gearbeitet. Themen zu Rechtsfragen wurden in die Pro­
gramme der Komsomolzirkel für politische Weiterbil­
dung aufgenommen, an denen über sechs Millionen 
werktätige Jugendliche teilnehmen. Viele dieser Maß­
nahmen wurden unter starker Beteiligung der Justiz* 
organe durchgeführt.
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